
i?

Nachschlagewerk: ja 
BGHZ: nein

ZPO § 519 Abs. 2; GVG § 200 Abs. 2

Zur Frage

a) der Wirksamkeit einer Verlängerung der Berufungsbegrün­
dungsfrist ,

b) der Behandlung des Scheckprozeßnachverfahrens als Ferien­
sache .

BGH, Beschl. v. 18. April 1988 - II ZB 1/88 - OLG Karlsruhe
LG Konstanz
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Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Kellermann und die Richter 
Dr. Bauer, Bundschuh, Dr. Hesselberger und Dr. Henze 
am 18. April 1988

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde gegen den 
Beschluß des Oberlandesgerichts 
Karlsruhe - 9. Zivilsenat in Freiburg - 
vom 7. Januar 1988 wird auf Kosten des 
Klägers zurückgewiesen.

Der Beschwerdewert beträgt 46.500 DM.

G r ü n d e  :

Der Kläger hat den Beklagten als Aussteller eines 
Schecks im Scheckprozeß in Anspruch genommen und ein Vor­
behaltsurteil auf Zahlung der Schecksumme von 46.500 DM 
nebst Zinsen erwirkt. Im Nachverfahren hat der Beklagte 
eingewandt, er sei von dem der Scheckforderung zugrundelie­
genden Kaufvertrag vom 25. Juli 1985 zurückgetreten, weil 
die Erfüllung des Vertrages für ihn infolge Leistungsverzugs

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

des Klägers kein Interesse mehr gehabt habe. Vorsorglich 
habe er den Vertrag insbesondere wegen arglistiger Täuschung 
angefochten. Das Landgericht hat nach Beweiserhebung das 
Vorbehaltsurteil aufgehoben und die Klage abgewiesen. Die 
dagegen gerichtete Berufung des Klägers ging bei dem Beru­
fungsgericht am 30. Juni 1987 ein. Mit einem bei dem Beru­
fungsgericht am 18. September 1987 eingegangenen Schriftsatz 
bat der Kläger um Verlängerung der Berufungsbegründungs- 
frist. Der beantragten Fristverlängerung wurde durch Verfü­
gung vom 21. September 1987 mit dem Hinweis entsprochen, bei 
dem Verfahren handle es sich möglicherweise um eine Ferien­
sache im Sinne des § 200 Abs. 2 Nr. 7 GVG, so daß die Beru­
fungsbegründungsfrist bereits abgelaufen sei, ohne daß die 
gewährte Fristverlängerung daran etwas ändern könne. Der 
Kläger legte daraufhin in einem Schriftsatz vom 
13. Oktober 1987 dar, daß die Klageforderung auch auf den 
Kaufvertrag gestützt werde. Nach Eingang der Berufungsbe­
gründung am 27. November 1987 hat das Berufungsgericht die 
Berufung des Klägers mangels Wahrung der Berufungsbegrün­
dungsfrist mit dem angefochtenen Beschluß als unzulässig 
verworfen. Dagegen wendet sich der Kläger mit seiner sofor­
tigen Beschwerde.

Die sofortige Beschwerde ist zulässig (§§ 519 b Abs. 2, 
577 Abs. 2 ZPO). Sie ist jedoch nicht begründet. Nach § 200 
Abs. 2 Nr. 7 GVG sind Regreßansprüche aus einem Scheck 
Feriensachen. Diese Eigenschaft verlieren sie grundsätzlich 
nicht dadurch, daß die Parteien den Rechtsstreit in das 
Schecknachverfahren überleiten (BGH, Beschl. v. 28. Februar 
1977 - II ZB 11/76, VersR 1977, 546; v. 19. Dezember 1977
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- II ZB 6/77, VersR 1978, 255; zum Wechselnachverfahren vgl. 
BGHZ 18, 173). Das ist aber dann der Fall, wenn die Klage im 
Nachverfahren - zumindest hilfsweise - auch auf den der 
Scheckzahlung zugrundeliegenden Vertrag gestützt wird (BGH, 
Beschl. v. 19. Dezember 1977 a.a.O.; vgl. auch BGHZ 37,
371). Das geschieht allerdings nicht schon dadurch, daß der 
Kläger die aus dem Grundgeschäft hergeleiteten Einwendungen 
des Beklagten durch eigenes Vorbringen zum Grundgeschäft be­
kämpft, vielmehr bedarf es einer deutlichen Erklärung dar­
über, daß als zusätzliche Anspruchsgrundlage das Grundge­
schäft in den Rechtsstreit eingeführt wird (BGH, Beschl. v. 
30. November 1978 - II ZB 11/78, VersR 1979, 230/255).

Der Kläger meint, seine Darlegungen erfüllten diese 
Voraussetzungen. Zwar sei der Zahlungsanspruch nicht aus­
drücklich auf das Grundgeschäft gestützt worden, jedoch habe 
er im einzelnen dargelegt, wie es zu dem Vertrag vom 
25. Juli 1985 gekommen sei. Damit habe er konkludent die Er­
klärung abgegeben, daß der Zahlungsanspruch auch auf den 
Kaufvertrag gestützt werde. Dem vermag der Senat nicht zu 
folgen. Schon bevor der Rechtsstreit in das Nachverfahren 
übergeleitet worden war, hatte sich der Beklagte im Schrift­
satz vom 26. November 1985 gegen die Scheckforderung mit der 
Begründung gewandt, er sei von dem zugrundeliegenden Kauf­
vertrag zurückgetreten und habe diesen darüber hinaus wegen 
arglistiger Täuschung angefochten. In seinem nach Erlaß des 
Vorbehaltsurteils eingereichten Schriftsatz vom 17. Januar 
1986 nimmt der Kläger zu diesen Einwendungen des Beklagten 
Stellung. Er kommt zu dem Ergebnis, daß "die mit der Klage 
geltend gemachte Forderung" - das ist die Scheckforderung -



begründet sei, weil weder Rücktrittserklärung noch Anfech­
tung wirksam seien. Auch in seinem an den Beklagten gerich­
teten, dem Schriftsatz beigefügten Schreiben vom 20. August 
1985 wird die Zahlung des Betrages von 46.500 DM ausdrück­
lich auf die Scheckverbindlichkeit gestützt. Darüber hinaus 
wird eine Scheckklage angekündigt und auf die Verpflichtung 
des Beklagten hingewiesen, die Schecksperre aufzuheben. Im 
Schriftsatz vom 17. März 1986 leitet der Kläger die Zah­
lungsverpflichtung des Beklagten aus dem begebenen Scheck 
her. Die von dem Beklagten angeordnete Schecksperre bezeich­
net er als widerrechtlich. Im Schriftsatz vom 1. April 1986 
spricht der Kläger zwar davon, daß ihm die "Kaufpreisforde­
rung" noch zustehe. Das geschieht aber ebenfalls im Zusam­
menhang mit einer - erneuten und unter Einbeziehung des vom 
Landgericht eingeholten Sachverständigengutachtens abgege­
benen - Stellungnahme zu den vom Beklagten gegen die
forderung erhobenen Einwendungen. Das Vorbringen des

enthält somit keine deutliche Erklärung des Inhaltes, 
daß das Grundgeschäft als zusätzliche Anspruchsgrundlage in 
den Rechtsstreit eingeführt werde. Das hat zur Folge, daß 
der Rechtsstreit als Feriensache zu behandeln war. Damit ist 
eine Hemmung der Berufungsbegründungsfrist durch die Ge­
richtsferien nicht eingetreten, da die Vorschrift des § 223 
Abs. 1 ZPO auf Fristen in Feriensachen gemäß § 223 
Abs. 2 ZPO nicht anzuwenden ist. Die Berufungsbegründungs­
frist lief danach am 30. Juli 1987 ab.

Diese Frist ist auch nicht wirksam verlängert worden. 
Der Kläger hat zwar mit einem bei dem Berufungsgericht am 
18. September 1987 eingegangenen Schriftsatz einen
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Verlängerungsantrag gestellt. Der Vorsitzende hat aber die 
beantragt^ Fristverlängerung nur für den Fall gewährt, daß 
es sichi/um eine Feriensache handelt. Das folgt eindeutig 
daraus, daß er in seiner Verfügung vom 21. September 1987 
ausdrücklich darauf hingewiesen hat, daß es sich bei dem 
Verfahren "möglicherweise um eine Feriensache i.S. von 
§ 200 II Nr. 7 GVG handelt und dann die Berufungsbegrün­
dungsfrist bereits abgelaufen wäre, woran auch die vorste­
hende Fristverlängerung nichts ändern würde". Da es sich
- wie dargelegt - um eine Feriensache handelt, ist danach 
die Frist nicht verlängert worden. Auf die Frage, ob die 
Frist schon deswegen nicht wirksam verlängert worden ist, 
weil der Antrag nicht rechtzeitig vor Ablauf der gesetz­
lichen Begründungsfrist gestellt worden war (vgl. einerseits 
BGH, Urt. v. 24. Juni 1968 - VIII ZR 123/66, VersR 1968,
992; Beschl. v. 16. Februar 1987 - II ZB 2/87, VersR 1987, 
764 und andererseits BGH, Urt. v. 30. September 1987
- IVb ZR 86/86, VersR 1987, 1195), braucht deshalb nicht 
eingegangen zu werden.

Der Kläger konnte den Rechtsstreit nachträglich auch 
nicht mehr dadurch zur Nichtferiensache machen, daß er seine 
Klageforderung auch auf den Kaufvertrag stützte, wie er es 
im Schriftsatz vom 13. Oktober 1987 getan hat. Wie der Senat 
bereits im Beschluß vom 28. Februar 1977 (II ZB 11/76, VersR 
1977, 546) entschieden hat, wird eine im Schecknachverfahren 
wegen Ablaufs der Berufungsbegründungsfrist in den Gerichts­
ferien unzulässig gewordene Berufung nicht dadurch zulässig, 
daß der Berufungskläger in einer nach Fristablauf einge­
reichten Berufungsbegründung die Klage nunmehr auch auf das 
Grundgeschäft stützt.
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Das Berufungsgericht hat die Berufung des Klägers daher 
zu Recht als unzulässig verworfen. Seine dagegen gerichtete 
sofortige Beschwerde war folglich mit der sich aus § 97 
Abs. 1 ZPO ergebenden Kostenfolge zurückzuweisen.

Dr. Kellermann Dr. Bauer Bundschuh
Dr. Hesselberger Dr. Henze
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